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Vorwort
Das vorliegende Lehrbuch ist aus meinen Vorlesungen zur Einführung in das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vorlesungsteilen zur Methodik der Falllösung im 
Bürgerlichen Recht, im Strafrecht und im Sozialrecht für Studierende der Studiengänge 
Gesundheitsmanagement und Pflegemanagement der Westsächsischen Hochschu-
le Zwickau sowie den zahlreichen Anfragen zu und Korrekturen von Fallaufgaben für 
Studierende des Bachelor- und des Masterstudiengangs Gesundheitsökonomie an der 
APOLLON Hochschule der Gesundheitswirtschaft Bremen entstanden. Und eben jenen 
Studierenden, in Zwickau speziell den Immatrikulationsjahrgängen 2010 bis 2012, gilt 
mein erster Dank für die zahlreichen Fragen, Anmerkungen, Anregungen und Diskus-
sionen, die Fehler, die beispielhaftes Lernen würzen und ermöglichen, die Toleranz für 
ein sich in der Darstellung entwickelndes System und die bewusste und unbewusste 
Begleitung dieses nie wirklich abgeschlossenen Entwicklungsprozesses.

Vielen Dank an die Hochschulleitung der APOLLON Hochschule der Gesundheits-
wirtschaft Bremen für die aufgeschlossene und wohlwollende Aufnahme der Idee zu 
diesem Buch, die Frau Dr. Petra Becker mit dem Team des APOLLON University Press 
Verlags nicht nur begleitete, sondern mit lebte, kreativ vorantrieb und von der ersten 
bis zur letzten Minute mit gestaltete. Ihnen, liebe Frau Dr. Becker, ein herzliches Danke-
schön für alle Ideen, die kritische und immer wieder motivierende lektorierende Betreu-
ung, den persönlichen Einsatz und die geweckte und im Laufe einer über mehrere Jahre 
und einige Projekte genährte Freude am Schreiben.

Schließlich danke ich dem Team meiner Kanzlei für das Rückenfreihalten und ganz 
besonders meiner lieben Frau, die das Chaos auf, unter und neben dem Schreibtisch und 
in meinen Gedanken und den Verlust an gemeinsamer Freizeit tapfer ausgehalten und 
mich auch in Phasen der Priorität des Projekts ertragen hat und so die wichtigste mo-
ralische Unterstützung in diesem Prozess war, weshalb ich ihr dieses Buch gern widme.

� Jena, im Juni 2013Andreas Teubner
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1	 Einleitung
Im Rahmen der Tätigkeit als Tutor, Lehrbeauftragter und Professor für Recht im Gesund-
heitswesen sehe ich immer wieder Unsicherheiten der nicht juristisch vorgebildeten 
Studierenden in der Bearbeitung von Rechtsfällen. Das betrifft die Aufbereitung des 
Sachverhalts, das Finden der Rechtsnorm, das Verstehen der Rechtsnorm und deren Aus-
legung sowie die Subsumtion des Sachverhalts unter den Rechtssatz. Dabei sind es vor 
allem die kleinen und größeren Fälle, die den schwer verdaulichen juristischen Lehrstoff 
erst appetitlich machen, die abstrakte Rechtsnormen anschaulich und erlebbar werden 
lassen und Sie als Studierende in die Lage versetzen, in Ihrer späteren Berufspraxis auf-
tretende Sachverhalte juristisch zu bewerten. So wie Sie später Entscheidungen treffen 
müssen, üben Sie dies im Studium anhand von Fallklausuren oder Hausarbeiten. 

Im Rahmen einer Fallklausur erhalten Sie in komprimierter und aufbereiteter Form 
das Abbild eines konkreten Lebenssachverhalts, für den Sie eine juristische Lösung fin-
den sollen. Für Jurastudenten und Juristen geschriebene methodische Lehrbücher sind 
teilweise auch für den Nichtjuristen eine gute Orientierung, legen methodisch aber für 
den Nichtjuristen entbehrliche Gewichtungen auf Theorienstreitigkeiten und behan-
deln alle für den Juristen notwendigen Auslegungsmöglichkeiten, die für diesen ein 
unentbehrliches Handwerkszeug darstellen. Der Angehörige eines Gesundheitsberufs, 
z. B. Gesundheits- bzw. Pflegewissenschaftler oder -ökonom, wird dadurch eher verwirrt.

Aus den vorgenannten Erwägungen heraus entstand die Idee, eine Anleitung zur 
orientierenden Erschließung rechtlicher Sachverhalte für Nichtjuristen im Bereich des 
Gesundheitswesens zu erarbeiten. Methoden und Handlungslehren werden nicht ver-
tieft dargestellt, stattdessen die sogenannte grammatische – also wörtliche – und die 
systematisch-logische Auslegung in den Mittelpunkt gestellt, da Sie als handelnde 
Nichtjuristen im Gesundheitssystem Ihr Hauptaugenmerk nicht auf das Studium ju-
ristischer Kommentare und Entscheidungen richten. Die Arbeit erfolgt in diesem Buch 
weitestgehend an und mit dem Gesetzestext. Lediglich zur Auslegung unbestimmter 
Rechtsbegriffe wird die für die Praxis relevante Rechtsprechung herangezogen.

Das Buch soll insbesondere den Studierenden im Nebenfach Jura einen gut struktu-
rierten Leitfaden zur Erschließung und Bearbeitung rechtlicher Fälle mit dem Schwer-
punkt im Gesundheitsrecht an die Hand geben.
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Zum besseren Verständnis werden die methodischen Grundlagen jeweils an Bei-
spielsfällen erarbeitet und verdeutlicht. Zur Selbstüberprüfung dienen Fragen und 
kleine Fälle, deren Lösungen im Anhang zu finden sind. Da ein Lehrbuch von seiner An-
wendbarkeit lebt, bin ich dankbar für jede Kritik und Anregung. Senden Sie diese gern 
an: info@apollon-hochschulverlag.de.

Methodik

„Die Methode ist das Handwerkszeug aller Wissenschaftler.“ (Bydlinski, 2012, S. 17)

Bezogen auf Ihr Vorhaben, Lebenssachverhalte juristischen Lösungen zuzuführen, 
bezeichnet Methodik zum einen die Herangehensweise an die Falllösung, also struk-
turelle und inhaltliche Vorgaben, die Sie vom Lesen des Sachverhalts und der Aufga-
benstellung bis zum formulierten Ergebnis beachten sollten; zum anderen bezeichnet 
Methodik auch die Herangehensweise bei der Auslegung von Gesetzen – zumindest im 
kontinentaleuropäischen Rechtskreis, der – im Gegensatz zum anglo-amerikanischen 
Common Law – immer noch überwiegend von formellen Gesetzen dominiert wird (vgl. 
Adomeit; Hähnchen, 2008, Rn. 64). Methodik im engeren Sinne kann verstanden wer-
den als Weg zur Interpretation des Gesetzestextes, eines Vertrags bzw. einer Willenser-
klärung. Während Sie sicher gut nachvollziehen können, dass Willenserklärungen und 
Verträge gelegentlich auslegungsbedürftig sind, könnten Sie von Gesetzen annehmen, 
dass diese eindeutig sind. Gesetze zeichnen sich jedoch durch einen sehr hohen Grad 
der Abstraktion aus.

Schauen Sie sich den Tatbestand der Körperverletzung gemäß §  223 StGB in der 
ersten Alternative („wer eine andere Person körperlich misshandelt“) an, so stellt sich 
die Frage, was eine körperliche Misshandlung ist. Ist das schon das Ekel hervorrufen-
de Anspucken, das Ziehen an den Haaren? Wird mit „körperlich misshandelt“ die reine 
Handlung bestraft oder muss ein gewisser Erfolg im Sinne einer körperlichen Beein-
trächtigung eintreten? Auch die Definition des Bundesgerichtshofs (BGHSt 14, S. 269; 
25, S. 277 f.), eine körperliche Misshandlung sei ein „übles unangemessenes Behandeln, 
welches das körperliche Wohlbefinden oder die körperliche Unversehrtheit nicht uner-
heblich beeinträchtigt“, vermag nur so viel zur Aufklärung beizutragen, dass es sich bei 
der körperlichen Misshandlung auch in der ersten Alternative um ein erfolgsabhängi-
ges Delikt handelt, weil das körperliche Wohlbefinden oder die körperliche Unversehrt-
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heit „nicht unerheblich beeinträchtigt“ sein müssen. Wann die Beeinträchtigung nicht 
mehr unerheblich ist, muss im Einzelfall näher untersucht werden. Sie sehen an diesem 
Beispiel, dass selbst eine kurze und scheinbar klar formulierte Norm interpretationsbe-
dürftig ist. 

Für die Interpretation von Gesetzen gibt es verschiedene Ansatzpunkte bzw. Kri-
terien, über deren Bezeichnung und inhaltliche Ausgestaltung nicht immer Einigkeit 
herrscht (vgl. Wanke, 2011, S. 39), nämlich:

�� der Wortsinn (vgl. Larenz; Canaris, 1995, S. 141), die „wörtliche“, „grammatische“, 
„semantische“ Auslegung; (vgl. Bydlinski, 2012, S. 26; Puppe, 2011, S. 77; Wan-
ke, 2011, S. 39; Zippelius, 2006, S. 42), im Folgenden als „wörtliche Auslegung“ 
bezeichnet;

�� der Bedeutungszusammenhang des Gesetzes (vgl. Larenz; Canaris, 1995, S. 145), 
die Systematik (vgl. Wanke, 2011, S. 39; Puppe, 2011, S. 81), die „systematisch-logi-
sche Auslegung“ (Bydlinski, 2012, S. 31; Zippelius, 2006, S. 43), im Folgenden als 
„systematische Auslegung“ bezeichnet;

�� die Regelungsabsicht und die Zweckvorstellungen des historischen Gesetzge-
bers (vgl. Larenz; Canaris, 1995, S. 149), Entstehungsgeschichte (vgl. Wanke, 2011, 
S. 39), die historische (subjektive) Auslegung (vgl. Bydlinski, 2012; S. 34, Zippelius, 
2006, S. 42), im Folgenden als „historische Auslegung“ bezeichnet,

�� objektiv-teleologische Kriterien (vgl. Larenz; Canaris, 1995, S. 153; Puppe, 2011, 
S. 95; Bydlinski, 2012, S. 41), Sinn und Zweck (vgl. Wanke, 2011, S. 39), im Folgenden 
als „teleologische Auslegung“ bezeichnet.

Sie werden im Rahmen von Fallklausuren und Fallhausarbeiten und erst recht in Ihrer 
beruflichen Praxis mit Fragen der Auslegung von Gesetzen zu tun haben; in Klausu-
ren hauptsächlich mit der wörtlichen und der systematischen Auslegung. Aus diesem 
Grunde werden diese beiden Methoden in Kapitel 5.3 näher erläutert. 

Um zur Methodik der Falllösung im weiteren Sinne zurückzukommen: Hier wird es 
darum gehen, den Sachverhalt und die Aufgabenstellung zu erfassen, zu strukturie-
ren und zu verstehen, das Gesetz zu finden und zu lesen und in der Verknüpfung von 
Sachverhalt und Gesetz letztlich eine Entscheidung zu treffen (vgl. Adomeit; Hähnchen, 
2008, Rn. 74) – nicht mehr, aber auch nicht weniger.
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Falllösung und Diagnostik

Juristische Falllösung kann man mit Diagnostik vergleichen. Diagnose leitet sich vom 
griechischen διάγνωσις (Diágnosis) ab und bedeutet so viel wie Unterscheidung, Ent-
scheidung. Sie bezeichnet in den Heilberufen einen Krankheitsbegriff, zu dem man über 
die Zuordnung von Befunden gelangt oder den man ausschließen kann. In der juristi-
schen Falllösung gelangt man zur Erfüllung oder zum Ausschluss der Anwendbarkeit 
einer Rechtsnorm (Diagnose) durch das Zusammentragen der dazu passenden Tatsa-
chen, die den Tatbestand der Norm erfüllen. 

B e i s p i e l

Vergleichen wir z. B. das Symptom „seit zwei Wochen Husten“ mit dem Sach-
verhalt „Ein Mann wird mit einer Schusswunde im Kopf tot in seiner Wohnung 
aufgefunden. Die Pistole liegt neben ihm.“ Es gibt eine Gemeinsamkeit – beides ist 
verdächtig, weil vom Normzustand abweichend. Jedenfalls erschließen sich dem 
ärztlichen bzw. dem juristischen Detektiv mehrere Möglichkeiten (vgl. Tabelle 1.1).

Tabelle 1.1:	 Vergleich Diagnostik – juristische Falllösung

Husten (vgl. Vogl, 1994, S. 233 ff.) Tod mit Schusswunde im Kopf

bei Erkrankungen der oberen Luftwege:
�� Pharyngitis acuta
�� Pharyngitis sicca
�� Laryngitis acuta
�� Laryngitis hypoglottica
�� Perichondritis laryngis
�� Laryngitis chronica
�� Larynx-Tumor
�� Pertussis
�� Kehlkopfdiphterie
�� Fremdkörperx

ohne Beteiligung einer anderen Person
�� Unfall
�� Suizid
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Husten (vgl. Vogl, 1994, S. 233 ff.) Tod mit Schusswunde im Kopf

bei Erkrankungen des Pulmonaltrakts:
�� Mukoviszidose
�� Bronchitis
�� Bronchialdrüsen-Tbc
�� Bronchiektasen
�� Asthma bronchiale
�� Emphysem
�� Bronchial-Ca.
�� Pneumonie
�� eosinophiles Lungeninfiltrat
�� Lungenmykose
�� Lungenabszess
�� Silikose
�� interstitelle Lungenfibrose
�� Lungenadenomatose
�� Pleuritis sicca
�� Legionärskrankheit
�� allergische Alveolitis
�� blue-bloater-Emphysem (Typ B)

mit Beteiligung einer anderen Person:
�� Mord § 211 StGB
�� Totschlag § 212 StGB
�� Tötung auf Verlangen § 216 StGB
�� Körperverletzung mit Todesfolge § 227 StGB
�� fahrlässige Tötung § 225 StGB
�� Tötung aus Notwehr § 32 StGB

bei anderen Erkrankungen:
�� Wegener-Granulomatose
�� Stauungslunge
�� Cor pulmonale chronicum
�� Tic-Husten
�� AIDS

In beiden Fällen brauchen Sie weitere Fakten, die Sie zum Ergebnis führen können. Sie 
sind aber auf ein möglichst präzises und zutreffendes Ergebnis angewiesen, weil sich 
die daraus abzuleitenden Maßnahmen und Konsequenzen stark voneinander unter-
scheiden. Zwischen Hustentee und Operation mit Radio-/Chemotherapie liegt eben ein 
ähnlich großer Unterschied wie zwischen Freispruch und lebenslanger Haft. 

Die Diagnosefindung bedient sich verschiedener Methoden. Sie beginnt regelmä-
ßig mit der Anamneseerhebung, an die sich die körperliche Untersuchung (inspekto-
risch, perkutorisch, palpatorisch, auskultatorisch) sowie die Anwendung bildgebender 
Verfahren und die Auswertung von Laborwerten anschließen. Das gesamte Procedere 
fasst man mit dem Begriff der Diagnostik zusammen. Im Rahmen der Falllösung in der 
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Ausbildung erhalten Sie den Sachverhalt, aus dem sich die verschiedenen Tatbestands-
merkmale (Befunde) ergeben, im Aufgabentext zusammengefasst. Das entspricht auch 
Fallschilderungen in der klinischen Ausbildung. In der Realität besteht das Zusammen-
tragen der Tatbestandsmerkmale auch in der Befragung von Beteiligten und Zeugen, 
dem Lesen von Urkunden, der Auswertung von Spuren und Laborbefunden und der In-
augenscheinnahme. Insoweit bestehen in den methodischen Werkzeugen Unterschie-
de. Beim wichtigsten Hilfsmittel stimmen Diagnostik und juristische Falllösung überein 
– dem Denken.

Einige Krankheiten sind lediglich durch unspezifische Symptome gekennzeichnet. 
Das gilt auch für so manche juristische Fälle. In diesen Fällen wird die Menge möglicher 
Diagnosen oder Falllösungen schrittweise immer stärker eingegrenzt, um zu einem 
möglichst brauchbaren Ergebnis zu kommen. Und manchmal ist der Weg zum Ergeb-
nis in der juristischen Falllösung genauso knifflig wie die Diagnostik bei Dr. Gregory 
House.1

Manchmal liegt man in beiden Bereichen mit seiner Lösung leider auch daneben. 
Einen spannenden Fall hierzu finden Sie bei Schirach (2010, S. 89 ff.). Ein Großindus-
trieller gerät in den Verdacht, eine Studentin, die er für Sex bezahlte, umgebracht zu 
haben. Sie wurde am 26. Oktober, um 15:26 Uhr tot in dem Hotelzimmer aufgefunden, 
in dem der Verdächtige zugegebenermaßen bis ca. 14:30 Uhr mit ihr zusammen gewe-
sen war und Sex gehabt hatte. Es gab noch einen potenziellen Verdächtigen. Am 28.10. 
beschlagnahmte die Polizei das Videoband von der Überwachungskamera der Hotel-
garagenausfahrt und stellte fest, dass die im Video eingeblendete Zeit mit der auf der 
Uhr des Polizisten am Tag der Beschlagnahme übereinstimmte. Das Video zeigt den 
Verdächtigen, wie er laut eingeblendeter Zeit um 15:26 Uhr die Tiefgarage verlässt. In 
der Hauptverhandlung befragt der Verteidiger den Polizeibeamten, der das Videoband 
beschlagnahmt hat, und den Leiter des Sicherheitsdienstes des Hotels. Zwischen dem 
26.10. und dem 28.10. wurde die Zeit von Sommer- auf Winterzeit umgestellt. Der Leiter 
des Sicherungsdienstes sagt aus, dass die Uhr im Überwachungssystem nie umgestellt 
wurde. Beim Betrachten des stechend scharfen Bildes der Videoüberwachung in dem 
Moment, in dem der Beschuldigte mit seiner linken Hand zum Ausfahren den Toröffner 
drückt, erkennt man, dass auf dessen Uhr die Zeit 14:26 angezeigt wird. Der Verteidi-

1	 Hauptfigur einer US-amerikanischen Fernsehserie (Originaltitel „House“), sarkastischer, kauziger, aber auf dem Gebiet 
medizinischer Diagnostik außerordentlich begnadeter Arzt
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5	 Der Rechtssatz
Nachdem Sie die mögliche einschlägige Rechtsnorm zur Lösung Ihres Falls finden konn-
ten, womit Sie Ihre detektivischen Fähigkeiten unter Beweis gestellt haben, werden Sie 
in den Kapiteln 5 und 6 vorwiegend juristisch arbeiten. Zunächst erschließen Sie sich 
die gefundene(n) Norm(en), hier § 280 BGB (Schadensersatz wegen Pflichtverletzung) 
und § 823 BGB (Schadensersatzpflicht), § 276 BGB (Verantwortlichkeit, Schuld), §§ 249 
und 253 BGB (Art und Umfang des Schadensersatzanspruchs).

5.1	 Lesen der Rechtsnorm
Eine meiner präsentesten Erfahrungen aus ersten Übungen mit Studierenden, wenn 
ich sie nach dem Inhalt einer rechtlichen Regelung frage, ist, dass sich die Köpfe senken 
und die Studierenden überwiegend (bestenfalls) in mein Vorlesungsskript schauen – 
erfolglos. Deshalb ist mein Standardsatz an dieser Stelle einer, den auch ich in meiner 
Ausbildung mehrfach gehört habe:

M e r k s at  z

Ein Blick ins Gesetz erleichtert die Rechtsfindung.

Das klingt banal, ist es aber ganz und gar nicht. Im Strafrecht ist z. B. aus Art. 103 Abs. 2 
GG i. V. m. §§ 1, 2 StGB der strenge Wortlaut der Norm das wesentliche Grenzkriterium 
für die Strafbarkeit im Konkreten. Und im Zivilrecht und öffentlichen Recht liefert der 
Wortlaut der Norm den Ausgangspunkt und die Basis jeglicher Interpretation.

Wenn Sie Gesetzestexte, juristische Lehrbücher oder rechtswissenschaftliche Auf-
sätze in Fachzeitschriften lesen, werden Sie spätestens kurz vor dem Einschlafen fest-
stellen, dass die juristische Fachsprache für den Laien regelmäßig schwer bis nicht ver-
ständlich ist. 

Für die Lösung unseres Beispielfalls werden wir Verjährungsvorschriften benötigen. 
Gemäß § 195 BGB verjähren Schadensersatzansprüche aus §§ 823 und/oder 280 Abs. 1 
BGB innerhalb von drei Jahren. Beginn der regelmäßigen Verjährung und Höchstfristen 
sind in § 199 BGB geregelt. Lesen Sie sich diese Bestimmung einmal langsam und Wort 
für Wort durch.
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N o r m

„§ 199 Beginn der regelmäßigen Verjährungsfrist und Verjährungshöchstfristen
(1) 	 Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt, soweit nicht ein anderer Verjäh-

rungsbeginn bestimmt ist, mit dem Schluss des Jahres, in dem
1. 	 der Anspruch entstanden ist und
2. 	 der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen und der 

Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
erlangen müsste.

(2) 	 Schadensersatzansprüche, die auf der Verletzung des Lebens, des Körpers, 
der Gesundheit oder der Freiheit beruhen, verjähren ohne Rücksicht auf ihre 
Entstehung und die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren 
von der Begehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder dem sonstigen, 
den Schaden auslösenden Ereignis an.

(3) 	 Sonstige Schadensersatzansprüche verjähren
1. 	 ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn 

Jahren von ihrer Entstehung an und
2. 	 ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis oder grob fahrlässi-

ge Unkenntnis in 30 Jahren von der Begehung der Handlung, der Pflicht-
verletzung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden Ereignis an.

	 Maßgeblich ist die früher endende Frist.
(3a) 	 Ansprüche, die auf einem Erbfall beruhen oder deren Geltendmachung die 

Kenntnis einer Verfügung von Todes wegen voraussetzt, verjähren ohne 
Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren von 
der Entstehung des Anspruchs an.

(4) 	 Andere Ansprüche als die nach den Absätzen 2 bis 3a verjähren ohne Rück-
sicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn Jahren von 
ihrer Entstehung an.

(5) 	 Geht der Anspruch auf ein Unterlassen, so tritt an die Stelle der Entstehung 
die Zuwiderhandlung.“ (§ 199 BGB)
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Haben Sie den Inhalt der zitierten Regelung auf Anhieb verstanden? Nicht? Dann dür-
fen Sie sich als juristischer Laie oder Anfänger ruhigen Gewissens in die Gruppe der 
nicht außerordentlich begnadeten juristischen Überflieger einordnen. Die Regelung zu 
verstehen, ist aber zwingende Voraussetzung für die Beantwortung der Frage nach dem 
Reglungsgehalt der Norm. Wir werden jede Norm also zunächst für unser Verständnis 
aufbereiten müssen.

5.2	 Strukturieren der Norm
Bevor wir § 199 BGB strukturieren, fangen wir mit einer einfacheren Rechtsnorm an, 
dem § 823 Abs. 1 BGB. Er lautet:

N o r m

„§ 823 Schadensersatzpflicht
(1)  Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Frei-
heit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, 
ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.“ 
(§ 823 Abs. 1 BGB)

Viele Normen, insbesondere die, aus denen sich Ansprüche herleiten lassen oder aus 
denen eine Sanktion folgt, bestehen aus Rechtsfolge und den Tatbestandsvorausset-
zungen. Mit Rechtsfolge wird das in einer Rechtsnorm festgeschriebene Ergebnis be-
zeichnet, was eintritt oder eingefordert werden kann, wenn alle notwendigen Tatbe-
standsvoraussetzungen vorliegen. Wir suchen nach der Rechtsfolge, die hier am Ende 
des Paragrafen (§ 823 Abs. 1 BGB) steht und zählen dann die Tatbestandsvoraussetzun-
gen auf.
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Tabelle 5.1:	 Rechtsfolge und Voraussetzung des § 823 Abs. 1 BGB 

§ 823 Abs. 1 BGB
„(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum 
oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens verpflichtet." (§ 823 Abs. 1 BGB)

Rechtsfolge Voraussetzungen

zum Ersatz des Schadens verpflichtet 
ist, wer 	 

�� vorsätzlich oder fahrlässig 
�� das Leben, (oder)
�� den Körper, (oder)
�� die Gesundheit, (oder)
�� die Freiheit, (oder)
�� das Eigentum oder
�� ein sonstiges Recht 
�� eines anderen 
�� widerrechtlich 
�� verletzt
�� (für den) daraus entstehenden (Kausalität)
�� Schaden

Dass viele Paragrafen (so auch die des BGB und des StGB) amtliche, also vom Gesetzge-
ber verfasste Überschriften haben, erleichtert uns die Strukturierung der Normen. So 
fangen wir in unserer vorliegenden Norm des § 199 BGB gleich mit der „Portionierung“ 
der Überschrift an. Auf diese Weise erfahren Sie bereits den ersten wesentlichen Fakt, 
nämlich dass sich dieser Paragraf mit folgenden zwei Gegenständen befasst: 

�� Gegenstand 1: dem Beginn der regelmäßigen Verjährung (gem. § 195 BGB – drei 
Jahre) und 

�� Gegenstand 2: den Verjährungshöchstfristen

Man hüte sich in der Klausur davor, diese beiden Gegenstände zu vermischen, was viele 
Studierende im Nebenfach Recht gern tun.

Uns stehen mehrere Möglichkeiten zur Verfügung, komplexe Normen zu strukturie-
ren, entweder nach Haupt- und Nebensätzen oder nach Subjekt – Prädikat – Objekt. Mit 
dem Finden des Prädikats können Sie davon ausgehend den Satz „aufdröseln“. Ich be-
vorzuge eine Strukturierungsvariante, die uns zudem noch der Falllösung näherbringt: 
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die Strukturierung der Rechtsnorm nach Rechtsfolge und Tatbestandsvoraussetzungen. 
Angewandt auf § 199 BGB könnte das wie im Folgenden durchgeführt aussehen.

Gegenstand 1 des § 199 BGB: Beginn der regelmäßigen Verjährungsfrist

Zunächst widmen wir uns dem Gegenstand 1, d. h. dem Beginn der regelmäßigen Ver-
jährungsfrist. Er ist ausschließlich in Absatz 1 geregelt. 

Paragraf 199 Abs. 1 zerlegen wir im Weiteren wieder nach Rechtsfolge und Voraus-
setzungen (vgl. Tabelle 5.2).

Tabelle 5.2:	 Rechtsfolge und Voraussetzung des § 199 Abs. 1 BGB

§ 199 Abs. 1 BGB
„(1) Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt, soweit nicht ein anderer Verjährungsbeginn be-
stimmt ist, mit dem Schluss des Jahres, in dem
1.  	 der Anspruch entstanden ist und
2.  	 der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners 

Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste." (§ 199 Abs. 1 BGB)

Rechtsfolge Voraussetzungen

die regelmäßige Verjährungsfrist 
beginnt 	 

�� soweit nicht ein anderer Verjährungsbeginn bestimmt ist

�� mit dem Schluss des Jahres, in dem

–– der Anspruch entstanden ist und

–– der Gläubiger Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit hätte erlangen müssen von

–– den den Anspruch begründenden Umständen und 

–– der Person des Schuldners.
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B e i s p i e l

Aus Tabelle 5.2 ergibt sich für die Prüfung anhand unseres Beispielfalls fol-
gende Überlegung:

�� Ist ein anderer Verjährungsbeginn bestimmt?  nein

�� mit dem Schluss des Jahres, in dem
–– der Anspruch entstanden ist (das ist der Tag des Unfalls, der 20.05.2003) 

und 
–– der Gläubiger Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässigkeit hätte er-

langen müssen von
–– den den Anspruch begründenden Umständen (das ist spätestens mit 

dem Gutachten am 25.11.2003 der Fall) und 
–– der Person des Schuldners (das ist der 10.07.2003 mit Akteneinsicht).

Daraus ergibt sich als Verjährungsbeginn der 31.12.2003 (Schluss des Kalenderjahres, 
in dem alle Voraussetzungen erfüllt sind). Da die regelmäßige Verjährungsfrist gem. 
§ 195 BGB drei Jahre beträgt, verjährt der Anspruch am 31.12.2006.

Gegenstand 2 des § 199: Verjährungshöchstfristen

In unserem nächsten Schritt beschäftigen wir uns mit Gegenstand 2 des §  199 BGB, 
den Verjährungshöchstfristen. Diese Höchstfristen werden wiederum für verschiedene 
Ansprüche unterschiedlich festgelegt und geregelt:

�� in Abs. 2 die Schadensersatzansprüche, die auf der Verletzung des Lebens, des 
Körpers, der Gesundheit oder der Freiheit beruhen

�� in Abs. 3 die sonstigen Schadensersatzansprüche, in Absatz 3a Erbansprüche auf-
grund letztwilliger Verfügung 

�� in Abs. 4 alle anderen Ansprüche 

Wir gliedern die jeweiligen Absätze in Rechtsfolge und Voraussetzung wie in Tabelle 5.3 
dargestellt.
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Tabelle 5.3:	 Rechtsfolgen und Voraussetzungen des § 199 BGB

§ 199 Abs. 2 BGB
„(2) Schadensersatzansprüche, die auf der Verletzung des Lebens, des Körpers, der Gesundheit oder 
der Freiheit beruhen, verjähren ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis oder grob 
fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren von der Begehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder 
dem sonstigen, den Schaden auslösenden Ereignis an.“ (§ 199 Abs. 2 BGB)

Rechtsfolge 1 Voraussetzungen 1

Schadensersatzansprüche verjähren 
(spätestens) in 30 Jahren 	 

�� beruhen auf der Verletzung des Lebens,(oder) des 
Körpers,(oder) der Gesundheit oder der Freiheit 

�� ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis 
oder grob fahrlässige Unkenntnis 

�� von der Begehung der Handlung, (oder)

�� der Pflichtverletzung oder 

�� dem sonstigen, den Schaden auslösenden Ereignis an.

§ 199 Abs. 3 BGB
„(3) Sonstige Schadensersatzansprüche verjähren
1. 	 ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn Jahren von ihrer 

Entstehung an und 
2. 	 ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in 30 

Jahren von der Begehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder dem sonstigen, den Schaden 
auslösenden Ereignis an.

Maßgeblich ist die früher endende Frist." (§ 199 Abs. 3 BGB)

Rechtsfolge 2 Voraussetzungen 2

Sonstige Schadensersatzansprüche 
verjähren (spätestens) in zehn Jahren 
	 

�� ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige 
Unkenntnis 

�� von ihrer Entstehung an
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Fortsetzung Tabelle 5.3

Rechtsfolge 3 Voraussetzungen 3

Sonstige Schadensersatzansprüche 
verjähren (spätestens) in 30 Jahren 
	 

�� ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und 

�� die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis

�� von der Begehung der Handlung, (oder) der Pflichtver-
letzung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden 
Ereignis an.

Maßgeblich ist die früher endende Frist.

§ 199 Abs. 3a BGB
„(3a) Ansprüche, die auf einem Erbfall beruhen oder deren Geltendmachung die Kenntnis einer 
Verfügung von Todes wegen voraussetzt, verjähren ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahr
lässige Unkenntnis in 30 Jahren von der Entstehung des Anspruchs an.“ (§ 199 Abs. 3a BGB)

Rechtsfolge 4 Voraussetzungen 4

Ansprüche verjähren (spätestens)  
in 30 Jahren 	 

�� die auf einem Erbfall beruhen oder 

�� deren Geltendmachung die Kenntnis einer Verfügung 
von Todes wegen voraussetzt,

�� ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige 
Unkenntnis 

�� von der Entstehung des Anspruchs an.

§ 199 Abs. 4 BGB
„(4) Andere Ansprüche als die nach den Absätzen 2 bis 3a verjähren ohne Rücksicht auf die Kenntnis 
oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn Jahren von ihrer Entstehung an.“ (§ 199 Abs. 4 BGB)

Rechtsfolge 5 Voraussetzungen 5

Andere Ansprüche als die nach den 
Absätzen 2 bis 3a verjähren (spätes-
tens) in zehn Jahren 	 

�� ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige 
Unkenntnis 

�� von ihrer Entstehung an

§ 199 Abs. 2 BGB haben wir uns § 199 BGB nach den verschiedenen Rechtsfolgen struk-
turiert. Auf diese Weise lassen sich sämtliche Normen erschließen.
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